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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.11.2004 

Geschäftszahl 

2001/10/0182 

Rechtssatz 

Ausführungen dazu, dass unter den Umständen des Beschwerdefalles ein der Berichtigung (auch im 
Berufungsverfahren) zugänglicher Fehler der Parteibezeichnung im die Ersatzvornahme anordnenden und die 
Verpflichtung zur Kostenvorauszahlung aussprechenden Bescheid der ersten Instanz - wie auch in den 
vorangegangenen behördlichen Erledigungen in der betreffenden Verwaltungsangelegenheit - vorliegt. Denn 
angesichts des (aus dem Firmenbuch ersichtlichen) Umstands, dass weder im Zeitpunkt der Erlassung der 
behördlichen Erledigungen noch zu einem früheren oder späteren Zeitpunkt eine Gesellschaft mit der in diesen 
Bescheiden bezeichneten Firma existierte, und angesichts der Bezeichnung des Bescheidadressaten mit 
hinsichtlich des Familiennamensbestandteiles der Firma, des Sitzes und der Anschrift auf die 
Beschwerdeführerin zutreffenden Bezeichnungselementen können - ungeachtet der lediglich im Ausschreiben 
des Vornamens des Gesellschafters gelegenen Fehlerhaftigkeit des Bescheides - keine Zweifel bestehen, dass die 
behördlichen Erledigungen an die Beschwerdeführerin gerichtet waren. 


